
Hypo Real Estate

Brandbrief an
 Bundesregierung
Die Chefin der verstaatlich-
ten Krisenbank Hypo Real
Estate (HRE), Manuela Better,
legt sich mit der Bundesregie-
rung an. In einem Brandbrief
an den Bankenrettungsfonds
Soffin übt Better massive Kri-

tik an der Entscheidung des
Bundes, die HRE-Tochter
Depfa abzuwickeln. Der Len-
kungsausschuss des Soffin, in
dem unter anderem das Bun-
desfinanzministerium vertre-
ten ist, hatte Mitte Mai ent-
schieden, den geplanten Ver-
kauf der Depfa abzubrechen
und die Bank stattdessen in
der staatlichen Bad Bank
FMS Wertmanage-
ment (FMSW) abzu-
wickeln. Der Bund
geht davon aus,
dass so für den Steu-
erzahler mehr Geld
herauszuholen ist.
HRE-Chefin Better
bevorzugte den Ver-
kauf an ein Investo-
renkonsortium und
warnt nun, die Ent-
scheidung zur Ab-
wicklung könne die
Depfa destabili -
sieren. So seien die
Aufsichtsbehörden
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Autoindustrie

Noch mehr Unfälle
mit GM-Modellen
General Motors (GM) gerät
wegen der Probleme mit
Zündschlössern immer stär-
ker unter Druck. Der Auto-
konzern gestand nun ein,
dass nicht wie bislang be-
hauptet 32, sondern 47 Unfäl-
le auf die schadhaften Bautei-
le zurückzuführen sind. Die
mangelhaften Zündschlösser
konnten dazu führen, dass
der Motor sich bei voller
Fahrt abschaltet und Airbags
deaktiviert werden. Nach
Konzernangaben soll dies zu
13 Todesfällen geführt haben.
Die US-Verkehrssicherheits-
behörde NHTSA dagegen
geht davon aus, dass es noch
mehr Todesopfer gibt. Ein
Anwalt in Texas sagt, er allein
vertrete Familienangehörige
von 63 Menschen, die bei
 Unfällen mit GM-Modellen

wegen dieses Sicherheitsman-
gels ums Leben gekommen
seien. Das Problem war GM
seit 2001 bekannt, wurde
aber nicht behoben, weil es
zu viel Zeit in Anspruch
 genommen und zu viel Geld
gekostet hätte. Insgesamt
musste General Motors in
den vergangenen fünf Mona-
ten bereits Rückrufaktionen
für über 15 Millionen Fahr-
zeuge starten. Das sind mehr
Autos, als der Konzern pro
Jahr produziert. haw

in den USA und Irland beun-
ruhigt. Auch werde der Ver-
lust in diesem Jahr höher aus-
fallen als erwartet. Die Mit -
arbeiter empfänden zudem
die Abwicklung als feindliche
Übernahme durch die FMSW.
Diese müsse nun schnell die
Verantwortung bei der Depfa
übernehmen. Weder HRE
noch FMSW wollten sich zu

dem Brief äußern.
Der Verkauf der
Depfa galt auch als
Testlauf für die
 Privatisierung der
HRE, die der Bund
auf Geheiß der 
EU-Kommission
2015 loswerden
muss. Better warnt
vor Kollateral -
schäden durch 
die Absage des
 Depfa-Verkaufs. In 
Berlin sorgt ihr
Brandbrief für Irri -
tationen. böl, mhs

Better

Energie

Geld zurück für Gaskunden
Verbraucherverbände haben einen weiteren Sieg für Gaskun-
den erzielt. Viele Bürger erhalten in diesen Tagen Erstattun-
gen für zu hohe Abrechnungen. Bundesweit hatten sich Kun-
den gegen die sogenannte Wärmemarktklausel zur Wehr
 gesetzt. Damit behielten sich Energieversorger wie E.on oder
RWE das Recht vor, bei bestimmten Kunden den Gaspreis ein-
seitig erhöhen zu können. Verbraucherzentralen und Grund -
eigentümerverbände stuften diese Klausel als unwirksam ein
und haben im Namen von Verbrauchern Rückforderungs -
ansprüche gestellt. In zwei Klageverfahren haben Hamburger
Gerichte rechtskräftig entschieden, dass die von E.on verwen-
dete Preisanpassungsklausel unwirksam und damit sämtliche
daraus folgenden Preisänderungen ungültig sind. E.on verzich-

tet nun auf Rechtsmittel und stimmte „zur Vermeidung lang-
wieriger Gerichtsverfahren“ einem Vergleich zu. Vergangene
Woche informierte das Unternehmen klagende Kunden in
Hamburg, die Rückzahlungen in zum Teil vierstelliger Höhe
bekommen sollen. E.on will jedoch unbedingt vermeiden, dass
viele Verbraucher davon erfahren. In den Schreiben an die
 betroffenen Kunden heißt es, dass die Parteien „strengstes Still-
schweigen“ zu bewahren hätten. Denn Sondervertragskunden,
die sich den Klagen nicht angeschlossen haben, können noch
gegen E.on vorgehen. Die Verjährungsfrist endet drei Jahre
nach Kenntnis der möglichen Rückforderungsansprüche. Die
Chancen auf Erfolg stünden gut, heißt es beim Hamburger
Grundeigentümerverband. Bereits 2013 hat der Bundesgerichts-
hof festgestellt, dass in RWE-Sonderverträgen die einfache
 Bezugnahme auf die Regelung für Tarifkunden nicht genügt
und daher als Preisänderungsklausel unwirksam sei. red


